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In dieser Ausgabe: 

Sehr geehrte Damen und 
Herren, 
 
es ist mit dem Grundgesetz 
unvereinbar, dass beitrags-
pflichtige Eltern in der sozia-
len Pflegeversicherung unab-
hängig von der Zahl der von 
ihnen betreuten und erzoge-
nen Kinder mit gleichen 
Beiträgen belastet werden. 
Das Bundesverfassungsge-
richt hat den Gesetzgeber 
aufgefordert,  bis zum 
31.7.2023 eine Neuregelung 
zu treffen. 
Darüber hinaus ist in diesem 
Monat auf folgende Aspekte 
hinzuweisen:  
§ Wurden Unternehmer in 

2021 im EU-Ausland mit 
ausländischer Umsatz-
steuer belastet und 
möchten sie diese erstat-
tet haben, muss der An-
trag bis zum 30.9.2022 
in elektronischer Form 
beim Bundeszentralamt 

für Steuern eingehen. 
§ Das Bundesfinanzminis-

terium hat sich dazu ge-
äußert, wie Zuschüsse 
des Arbeitgebers zu den 
Aufwendungen des Ar-
beitnehmers für den öf-
fentlichen Personennah-
verkehr während der 
Gültigkeitsdauer des 9-
EUR-Tickets lohnsteuer-
lich zu behandeln sind. 

§ Ob Aufwendungen nach 
reisekostenrechtlichen 
Grundsätzen abzugsfähig 
sind, entscheidet sich 
danach, ob am Einsatzort 
eine erste Tätigkeitsstätte 
vorliegt. Eine interessante 

Entscheidung gibt es nun 
vom Finanzgericht Meck-
lenburg-Vorpommern zur 
ersten Tätigkeitsstätte bei 
einem angestellten Bau-
leiter. 

Diese und weitere interes-
sante Informationen finden 
Sie in der Ausgabe für Au-
gust 2022.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Fritz Schardt 
Vereidigter Buchprüfer  
Steuerberater 
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Beiträge Sozialversicherung  

 
  

Fälligkeit 12.9.2022 für UStVA, LStAnm, EStVZ,KStVZ 

Scheckzahlungen Der Scheck muss dem FA spätestens 3 Werktage vor dem Fälligkeitstag vorliegen 

Überweisung 15.9.2022 für UStVA, LStAnm, EStVZ,KStVZ 

Beiträge 09/2022 spätestens am 28.9.2022 

Termine September 2022 
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Thema des Monats 

Gutscheine und Geldkarten als Sachbezug: Klarstellungen  
durch die Finanzverwaltung 

gen aus seinem eigenen Sortiment zu 
erwerben. Eine Einlösbarkeit im Inter-
netshop der jeweiligen Akzeptanzstel-
le ist unschädlich. 
 
Beispiel 
Ein Arbeitgeber händigt seinem Arbeit-
nehmer einen Gutschein im Wert von 
50 EUR aus, der von einem ortsansäs-
sigen Einzelhandelsgeschäft (z. B. 
Wein- oder Buchhändler) ausgestellt 
worden ist und zum Bezug von Waren 
aus dem Sortiment dieses Geschäfts 
genutzt werden kann. Aufgrund der 
Coronapandemie können die Waren 
auch im Internetshop des Einzelhänd-
lers bestellt und der Gutschein dort 
eingelöst werden.  
Es handelt sich bei diesem Gutschein 
um einen Sachbezug, der im Zeit-
punkt der Übergabe der 50-EUR-
Freigrenze unterliegt. Die Einlösbar-
keit im Internetshop ist unschädlich. 
 
Auch Gutscheine, die dazu berechti-
gen, Waren oder Dienstleistungen bei 
einem begrenzten Kreis von Akzep-
tanzstellen im Inland zu beziehen, 
werden grundsätzlich als Sachlohn 
anerkannt.  
Das Bundesfinanzministerium hat nun 
klargestellt, dass auch Gutscheine 
begünstigt sind, wenn Einkaufs- und 
Dienstleistungsverbünde auf die (auch 
bundeslandübergreifend) unmittelbar 
räumlich angrenzenden zweistelligen 
Postleitzahlen-Bezirke begrenzt wer-
den; dabei werden Städte und Ge-
meinden, die jeweils in zwei Postleit-
zahlen-Bezirke fallen, als ein Postleit-
zahlen-Bezirk betrachtet. Die Auswahl 
dieser Postleitzahlen-Bezirke kann 
auch durch den Arbeitnehmer erfol-
gen. 
Als Sachbezug gelten auch Gutschei-
ne einer bestimmten Ladenkette zum 
Bezug von Waren oder Dienstleistun-
gen in den einzelnen Geschäften im 

Inland oder im Internetshop dieser 
Kette mit einheitlichem Marktauftritt 
(z. B. ein Symbol, eine Marke, ein 
Logo). Unschädlich ist, wenn sich der 
Arbeitnehmer vor Übergabe des Gut-
scheins oder vor Aufladung des Gut-
habens auf die Geldkarte aus verschie-
denen Ladenketten je eine auswählen 
kann. 
 
Beachten Sie  
Es wird nicht beanstandet, wenn ver-
bleibende Restguthaben bis zu  
einem EUR ausgezahlt oder auf einen 
anderen Gutschein oder eine andere 
Geldkarte übertragen werden können. 
Dies gilt auch bei einem monatlichen 
Wechsel z. B. der Ladenkette im Rah-
men einer weiteren Aufladung eines 
Guthabens auf derselben Geldkarte.  
Unter die „limitierte Produktpalette“ 
fallen Gutscheine oder Geldkarten, 
die unabhängig von einer Betragsan-
gabe dazu berechtigen, Waren oder 
Dienstleistungen ausschließlich aus 
einer sehr begrenzten Waren- oder 
Dienstleistungspalette zu beziehen. 
Hier kommt es nicht mehr auf die 
Anzahl der Akzeptanzstellen und den 
Inlandsbezug an.  
 
Merke 
Es reicht aber nicht aus, wenn alleine 
auf eine Händlerkategorie Bezug ge-
nommen wird (z. B. Merchant Catego-
ry Code, MCC). Zudem ist bereits das 
geringfügige Angebot von Waren oder 
Dienstleistungen einer anderen Pro-
duktpalette schädlich. 

Rund ein Jahr nachdem sich die Fi-
nanzverwaltung zur lohnsteuerlichen 
Behandlung von Gutscheinen und 
Geldkarten geäußert hat, wurden nun 
einige Grundsätze ergänzt. Nachfol-
gend werden (ausgewählte) wichtige 
Aspekte erläutert. 
 
Hintergrund 
Vom Arbeitgeber gewährte Sachbezü-
ge sind bis zu einer monatlichen Frei-
grenze von 50 EUR steuerfrei. Nach 
den Regelungen des § 8 Einkommen-
steuergesetz (EStG) sind Gutscheine 
und Geldkarten als Sachbezug privile-
giert, wenn sie  
§ ausschließlich zum Bezug von 

Waren oder Dienstleistungen be-
rechtigen, 

§ zusätzlich zum ohnehin geschul-
deten Arbeitslohn gewährt werden 
und 

§ auch die Kriterien des § 2 Abs. 1 
Nr. 10 des Zahlungsdiensteauf-
sichtsgesetzes (ZAG) erfüllen. 

Entgegen der gesetzlichen Regelung 
sind die Voraussetzungen des ZAG 
nach dem Schreiben der Finanzver-
waltung erst ab 2022 zwingend einzu-
halten. 
Beachten Sie  
§ 2 Abs. 1 Nr. 10 ZAG fordert verein-
facht: 
a)  einen limitierten Einlösebereich, 
b) eine limitierte Produktpalette, 
c) eine Nutzung für steuerliche/

soziale Zwecke. 
 
Zu den einzelnen Voraussetzungen 
Hinsichtlich der nach dem ZAG zu 
erfüllenden Voraussetzungen hat das 
Bundesfinanzministerium sein Schrei-
ben vom 13.4.2021 nun insbesondere 
um die folgenden Aspekte konkreti-
siert: 
Als Sachlohn werden Gutscheine an-
erkannt, die dazu berechtigen, vom 
Aussteller Waren oder Dienstleistun-
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Wirtschaft 

Verbraucherpreisindex (Änderung zum Vorjahreswert) 

 
 

 Verzugszins bei Rechtsgeschäften (§ 288 Abs. 1 und 2 BGB) 

* Überleitungsvorschrift: Der seit dem 29.7.2014 für Handelsgeschäfte geltende Zinssatz von 9 Prozentpunkten über dem 
   Basiszinssatz ist gem. EGBGB Art. 229 § 34 Satz 1 nur auf Schuldverhältnisse anzuwenden, die nach 28.7.2014 entstan- 
   den sind.  

Monat: 06/21 11/21 02/22 05/22 06/22 

BRD gesamt: + 2,3 % + 4,9 % + 5,1 % + 7,9 % + 7,9 % 

Zeitraum Basiszins VerzugszinsVerbraucher VerzugszinsUnternehmer 

1.7. - 28.7.14 - 0,73 % 4,27 % 7,27 % 

29.7. - 31.12.14 - 0,73 % 4,27 % 8,27 %* 

1.1. - 30.6.15 - 0,83 % 4,17 % 8,17 %* 

1.7. - 31.12.15 - 0,83 % 4,17 % 8,17 %* 

1.1. - 30.6.16 - 0,83 % 4,17 % 8,17 %* 

1.7. - 31.12.16 - 0,88 % 4,12 % 8,12 %* 

1.1. - 30.6.17 - 0,88 % 4,12,% 8,12 %* 

1.7. - 31.12.17 - 0,88 % 4,12 % 8,12 %* 

1.1. - 30.6.18 - 0,88 % 4,12 % 8,12 % 

seit 1.7.18 - 0,88 % 4,12% 8,12 % 
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Höhe des zu versteuernden Einkom-
mens ihrer Kunden. Somit behalten sie 
Abgeltungsteuer inklusive Solidaritäts-
zuschlag ein, wenn die Kapitalerträge 
den Sparer-Pauschbetrag übersteigen. 
Eine Überprüfung und Erstattung des 
ggf. zu viel einbehaltenen Solidaritäts-
zuschlags ist jedoch mit der Durchfüh-
rung der Einkommensteuerveranla-
gung und der Günstigerprüfung mög-
lich. 

Merke 
Durch das Gesetz zur Rückführung 
des Solidaritätszuschlags 1995 hat 
sich für juristische Personen (z. B. die 
GmbH) nichts geändert. Sie müssen 
den Solidaritätszuschlag weiterhin auf 
die Körperschaftsteuer zahlen. 

Zahlen und Fakten zur Teil-Abschaffung des Solidaritätszuschlags 

Nach einer Schätzung werden 2022 
noch rund 2,5 Millionen Steuerpflich-
tige mit dem Solidaritätszuschlag zur 
Einkommensteuer belastet sein. Dies 
hat die Bundesregierung in ihrer Ant-
wort auf eine Große Anfrage der 
CDU/CSU-Fraktion mitgeteilt. 
Auch Kleinstanleger müssen auf ihre 
Kapitalerträge dem Grunde nach den 
Solidaritätszuschlag zahlen. Denn die 
Banken haben keine Kenntnis über die 

Alle Steuerzahler 
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Grundaussagen der Entscheidung des 
BFH 
Die Entscheidung des Finanzamts, im 
Rahmen einer Außenprüfung den 
Steuerpflichtigen (gem. § 200 Abs. 1 
Satz 1 und 2 AO) zur Herausgabe von 
Unterlagen zwecks Feststellung des 
steuerlichen Sachverhalts zu verpflich-
ten, ist eine Ermessensentscheidung 
i. S. v. § 5 AO, die vom Gericht nur im 
Rahmen des § 102 FGO auf Ermes-
sensfehler hin überprüfbar ist. 
Ein solcher Ermessensfehler liegt bei-
spielsweise dann vor, wenn eine Mit-
wirkungspflicht nach § 200 Abs. 1 
Satz 1 und 2 AO von vornherein nicht 
besteht, was hier aber nicht der Fall 
war. 
Vielmehr kann sich das Herausgabe-
verlangen auch auf solche Unterlagen 
beziehen, für die den Steuerpflichtigen 
keine Aufbewahrungspflicht trifft, 
denn § 200 Abs. 1 Satz 2 AO beinhal-
tet eine Akzessorietät der Herausgabe- 
zur Aufbewahrungspflicht, sodass es 
unerheblich ist, ob die Steuerpflichtige 
als nicht umsatzsteuerpflichtige Frei-
beruflerin keine Aufbewahrungspflicht 
bezüglich ihrer Kontounterlagen tref-
fen sollte. 

Allein ausschlaggebend ist, dass diese 
Unterlagen bei der Steuerpflichtigen 
vorhanden sind und von ihr vorgelegt 
werden können. Allerdings hatte die 
Finanzbehörde nach pflichtgemäßem 
Ermessen zu prüfen, ob sie die Steuer-
pflichtige insofern tatsächlich in An-
spruch nimmt. 
Relevanz für die Praxis 
Der BFH bestätigt die Rechtsauffas-
sung der Finanzverwaltung, dass es 
eine Ermessensentscheidung der Fi-
nanzbehörde ist, den Steuerpflichtigen 
aufzufordern, diejenigen Unterlagen, 
die bei ihm vorhanden sind, vorzule-
gen, sofern sie nach Einschätzung der 
Finanzbehörde für eine ordnungsge-
mäße und effiziente Abwicklung der 
Außenprüfung erforderlich sind. Dass 
auch nicht aufbewahrungspflichtige 
Unterlagen der Vorlagepflicht unterfal-
len, ist aber nicht unumstritten. 
Für rein private Kontounterlagen gilt 
jedoch, dass der Steuerpflichtige im 
Unterschied zu gemischt privat und 
betrieblich genutzten Konten diese 
nicht vorlegen muss (Rüsken in Klein, 
AO Komm, 15. Aufl. 20, § 200, Rn. 
4a). 
 

Herausgabe von Kontounterlagen in einer Außenprüfung 

Der BFH hat entschieden, dass es sich 
um eine Ermessensentscheidung der 
Finanzbehörde handelt, einen freibe-
ruflich tätigen Steuerpflichtigen zur 
Herausgabe von nicht aufbewahrungs-
pflichtigen Unterlage (Kontoauszügen) 
zu verpflichten. 
Sachverhalt 
Die Steuerpflichtige, eine freiberuflich 
tätige Heilpraktikerin, wandte sich in 
einer Nichtzulassungsbeschwerde 
dagegen, dass sie im Zuge einer Be-
triebsprüfung, obgleich sie ausschließ-
lich umsatzsteuerfreie Umsätze aus-
führte, aufgefordert wurde, Kontoaus-
züge zu einem sowohl betrieblich als 
auch privat genutzten Konto vorzule-
gen.  
Das Finanzamt begründete diese An-
ordnung damit, dass einzelne Rech-
nungen aus dem Prüfungszeitraum 
fehlten.  
Die Steuerpflichtige hingegen geht 
davon aus, dass sie als nicht umsatz-
steuerpflichtige Freiberuflerin für die 
Kontoauszüge keine steuerliche Auf-
bewahrungspflicht treffe und somit die 
Vorlagepflicht nicht gegeben sei. Au-
ßerdem lägen dem Finanzamt sämtli-
che Ausgangsrechnungen vor. 

einen Vorschuss über eine einmalige 
Senkung ihrer Einkommensteuer-
Vorauszahlung.  
Die FAQs beantworten u. a. Fragen  
§ zur Festsetzung mit der Einkom-

mensteuerveranlagung, 
§ zur Anspruchsberechtigung, 
§ zur Auszahlung an Arbeitnehmer 

durch Arbeitgeber, 
§ z u m  E i n k o m m e n s t e u e r -

Vorauszahlungsverfahren und 
§ zur Steuerpflicht. 
 
h t t p s : / /
www.bundesfinanzministerium.de/
C o n t e n t / D E / F A Q /
energiepreispauschale.html 

Fragen und Antworten zur Energiepreispauschale 

Am 20.7.2022 hat das Bundesfinanz-
ministerium Fragen und Antworten 
(FAQs) zur Energiepreispauschale 
aktualisiert. 
Hintergrund: Erwerbstätige, Selbststän-
dige und Gewerbetreibende erhalten 
eine einmalige steuerpflichtige Ener-
giepreispauschale von 300 EUR. Die 
Auszahlung erfolgt ab September 
2022 über die Lohnabrechnung des 
Arbeitgebers. Selbstständige erhalten 

¢ Wagner und Partner mbB 
Steuerberater 

scher Sprache veröffentlicht. Darin 
enthalten sind Hinweise zum Verfah-
ren bei der Vergabe der steuerlichen 

Identifikationsnummer (IdNr) für Ge-
flüchtete aus der Ukraine. 

Identifikationsnummer für Ukraine-Flüchtlinge 

Das Bundeszentralamt für Steuern hat 
unter www.bzst.de am 2.5.2022 ein 
Merkblatt in deutscher und ukraini-
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Der mit Wirkung zum 1.1.2005 einge-
führte Beitragszuschlag für Kinderlose 
geht zurück auf das Pflegeversiche-
rungsurteil des Bundesverfassungsge-
richts aus 2001. Dort stellte das Ge-
richt fest, dass es nicht mit dem 
Grundgesetz zu vereinbaren ist, dass 
Mitglieder der sozialen Pflegeversiche-
rung, die Kinder betreuen und erzie-
hen und damit neben dem Geldbei-
trag einen zusätzlichen Beitrag zur 
Funktionsfähigkeit eines umlagefinan-
zierten Sozialversicherungssystems 
leisten, mit einem gleich hohen Pfle-
geversicherungsbeitrag belastet wer-
den wie Mitglieder ohne Kinder. 
 
Im gegenwärtigen System der sozialen 
Pflegeversicherung werden Eltern mit 
mehr Kindern gegenüber solchen mit 
weniger Kindern benachteiligt, weil 
der mit steigender Kinderzahl anwach-
sende Erziehungsmehraufwand im 
geltenden Beitragsrecht keine Berück-
sichtigung findet. Die gleiche Beitrags-
belastung der Eltern unabhängig von 
der Zahl ihrer Kinder ist verfassungs-
rechtlich nicht gerechtfertigt. 
 

Beachten Sie  
Das Bundesverfassungsgericht ent-
schied allerdings auch, dass es bei der 
gesetzlichen Renten- und Krankenver-
sicherung zulässig ist, dass Mitglieder 
mit Kindern mit einem gleich hohen 
Beitrag wie Mitglieder ohne Kinder 
belastet werden. 
 
 

Kinderreiche Eltern müssen bei der Pflegeversicherung entlastet wer-
den 
Das Bundesverfassungsgericht hat 
entschieden, dass es mit dem Grund-
gesetz unvereinbar ist, dass beitrags-
pflichtige Eltern in der sozialen Pflege-
versicherung unabhängig von der Zahl 
der von ihnen betreuten und erzoge-
nen Kinder mit gleichen Beiträgen 
belastet werden. Der Gesetzgeber ist 
nun verpflichtet, bis zum 31.7.2023 
eine Neuregelung zu treffen. 
 
Zum Hintergrund: Derzeit gelten in 
der Pflegeversicherung folgende Bei-
tragssätze: 

len oder 
§ als Herstellungskosten nur im We-

ge der Abschreibungen berück-
sichtigt werden können. 

Zu den Werbungskosten zählen 
Schuldzinsen, soweit sie mit einer 
Einkunftsart im wirtschaftlichen Zu-
sammenhang stehen. Für den wirt-
schaftlichen Veranlassungszusammen-
hang kommt es einerseits auf den mit 
der Aufnahme der Darlehensschuld 
verfolgten Zweck (Erzielung von Ein-
künften) und andererseits auf die 
zweckentsprechende Verwendung der 
Darlehensmittel an.  
Der Veranlassungszusammenhang von 
Schuldzinsen mit Einkünften aus Ver-
mietung und Verpachtung ist danach 
als gegeben anzusehen, wenn ein 
objektiver Zusammenhang dieser Auf-

wendungen mit der Überlassung eines 
Vermietungsobjekts zur Nutzung be-
steht und subjektiv die Aufwendungen 
zur Förderung dieser Nutzungsüber-
lassung gemacht werden.  
Beachten Sie  
Der Begriff der Schuldzinsen ist weit 
auszulegen: 
§ Hierunter fallen sämtliche Aufwen-

dungen zur Erlangung oder Siche-
rung eines Kredits. Dies umfasst 
auch die Nebenkosten der Darle-
hensaufnahme einschließlich der 
Geldbeschaffungskosten. Dabei ist 
die Zweckbestimmung der Auf-
wendungen, ein Darlehen zu er-
langen oder zu sichern, das maß-
gebliche Auslegungskriterium. 

§ Aufwendungen für eine Wirtschaft-
lichkeitsberechnung sind als 

Werbungskosten: Projektcontrolling kann als Finanzierungsaufwand  
sofort abziehbar sein 
Unter den (weit zu verstehenden) Be-
griff der Schuldzinsen können auch 
Kosten für ein Projektcontrolling fal-
len, wenn sie als Finanzierungskosten 
zu beurteilen sind, weil die Auszah-
lung der Darlehensraten durch die 
Bank davon abhängt, dass im Rahmen 
des Controllings für die Bank relevante 
Unterlagen vorbereitet und Control-
ling-Reports erstellt werden. Dies hat 
aktuell der Bundesfinanzhof entschie-
den. 
Im Streitfall ging es um die Frage, ob 
Aufwendungen für das Projektcontrol-
ling im Zusammenhang mit der Errich-
tung von fremdfinanzierten Vermie-
tungsobjekten  
§ sofort abziehbare Finanzierungs-

kosten bei den Einkünften aus Ver-
mietung und Verpachtung darstel-

¢ Wagner und Partner mbB 
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Übersicht (Zahlen in Prozent) 

  Ar-
beit-
geber 

Ar-
beit-
neh-
mer 

Sum-
me 

Allgemein 1,525 1,525 3,05 

Kinderlo-
se 

1,525 1,875 3,40 

Allgemein 
Sachsen 

1,025 2,025 3,05 

Kinderlo-
se Sach-
sen 

1,025 2,375 3,40 

Vermieter 
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Verbrauch von Gütern und die Inan-
spruchnahme von Diensten für die 
Herstellung eines Vermögensgegen-
stands, seine Erweiterung oder für eine 
über seinen ursprünglichen Zustand 
hinausgehende wesentliche Verbesse-
rung entstehen.  
Beachten Sie 
Bei der Abgrenzung zwischen sofort 
abziehbaren Finanzierungskosten und 
Herstellungskosten ist maßgebend, 
welchen Inhalt die Leistungen haben. 
Der Wortlaut der den Aufwendungen 
zugrunde liegenden Abmachungen ist 

regelmäßig nicht ausschlaggebend.  
Im Streitfall waren die Projektcontrol-
lingkosten nach Meinung des Bundes-
finanzhofs sofort abziehbare Wer-
bungskosten in Form von Finanzie-
rungskosten – und keine Herstellungs-
kosten. Denn die Controllingleistun-
gen betrafen allein den Finanzierungs-
bereich. Die Aufwendungen dienten 
Finanzierungszwecken und nicht der 
Herstellung der Mietobjekte. Dem-
nach handelte es sich um Nebenkos-
ten der Darlehensaufnahme. 

Werbungskosten: Projektcontrolling kann als Finanzierungsaufwand  
sofort abziehbar sein 

Schuldzinsen abziehbar, soweit 
diese Finanzierungszwecken die-
nen – und nicht der Beurteilung 
der Wirtschaftlichkeit des Herstel-
lungsvorgangs. 

§ Zu den Finanzierungskosten rech-
net zudem die Provision für eine 
Fertigstellungsgarantie, wenn sich 
die Bankinstitute ohne die Garan-
tie nicht zur Hergabe der Kredite 
an die Bauherren bereitgefunden 
hätten. 

Demgegenüber sind Herstellungskos-
ten die Aufwendungen, die durch den 

Freiberufler und Gewerbetreibende 
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Nürnberg meint „ja“. 
Hintergrund: Nach § 5 Abs. 7 S. 5 
EStG kann für einen Gewinn jeweils in 
Höhe von vierzehn Fünfzehntel eine 
gewinnmindernde Rücklage gebildet 
werden, die in den folgenden  
14 Wirtschaftsjahren jeweils mit min-
destens einem Vierzehntel gewinner-
höhend aufzulösen ist. 
Für das Finanzgericht sprechen der 
Wortlaut, der Gesetzeszweck und die 
Gesetzessystematik des § 5 Abs. 7 

EStG entgegen der Sichtweise der 
Finanzverwaltung dafür, dass auch für 
einen solchen Übernahmefolgegewinn 
eine Rücklage zulässig ist. 
Beachten Sie  
Soweit ersichtlich hat sich das Finanz-
gericht Nürnberg als erstes Steuerge-
richt mit dieser Problematik befasst. 
Man darf also gespannt sein, wie sich 
der Bundesfinanzhof hierzu im Revisi-
onsverfahren positionieren wird.  

Gewinn aus einer übernommenen Pensionsverpflichtung:  
Ist eine Rücklage zulässig? 
Übernimmt ein Folgearbeitgeber eine 
Pensionsverpflichtung, kann insoweit 
ein Übernahmefolgegewinn entstehen, 
als die übernommenen Vermögens-
werte den bis zum Ende des Wirt-
schaftsjahrs der Übernahme fortentwi-
ckelten steuerlichen Anwartschaftsbar-
wert übersteigen. Fraglich ist, ob für 
einen solchen Übernahmefolgegewinn 
eine Rücklage nach § 5 Abs. 7 Ein-
kommensteuergesetz (EStG) gebildet 
werden kann. Das Finanzgericht 

verlangen, dass die Übermittlung der 
erforderlichen Daten zum Zweck der 
Betriebsprüfung in einer einheitlich 
vorgegebenen Struktur erfolgt.  
Ab dem 1.1.2023 sind die für die Prü-
fung notwendigen Daten elektronisch 
aus einem systemgeprüften Entgeltab-
rechnungsprogramm zu übermitteln. 
Auf Antrag des Arbeitgebers kann für 
Zeiträume bis zum 31.12.2026 auf 
eine elektronische Übermittlung der 
gespeicherten Entgeltabrechnungsda-
ten verzichtet werden.  
Beachten Sie  
Der Antrag ist formlos und unter An-

gabe der Betriebsnummer an den Ren-
tenversicherungsträger zu senden, der 
für die Betriebsprüfung zuständig ist. 
Grundsätzlich ersetzt die euBP nicht 
die Betriebsprüfung vor Ort. Sofern 
der Arbeitgeber allerdings daran teil-
nimmt und diese mit den gelieferten 
Daten abgeschlossen werden kann, 
entfällt eine weitere Einsichtnahme 
der Unterlagen vor Ort. 
Praxistipp  
Weiterführende Informationen erhal-
ten Sie auf der Website der Deutschen 
Rentenversicherung Bund unter 
www.iww.de/s6497.  

Informationen zur elektronisch unterstützten Betriebsprüfung  
in der Sozialversicherung 
Bereits mit Wirkung zum 1.1.2012 
wurde in der Sozialversicherung die 
elektronisch unterstützte Betriebsprü-
fung (euBP) eingeführt. Das Verfahren 
sieht die Annahme der zur Durchfüh-
rung einer Betriebsprüfung nach § 28p 
Sozialgesetzbuch (SGB) IV notwendi-
gen Arbeitgeberdaten im elektroni-
schen Verfahren vor. Auf ihrer Websi-
te hat die Deutsche Rentenversiche-
rung Bund aktuelle Fragen beantwor-
tet. | 
Sofern Arbeitgeber an der optional 
angebotenen euBP teilnehmen, kön-
nen die Rentenversicherungsträger 
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Umfang um Betriebsvermögen. Das 
wirkt sich wie folgt aus: 
§ Sämtliche Kfz-Kosten sind als Be-

t r iebsausgaben abzugsfähig 
(Abschreibung, Treibstoff etc.). 

§ Der Anteil der privaten Mitbenut-
zung ist als Entnahme zu versteu-
ern. 

Wird der dem Betriebsvermögen zuge-
ordnete, teilweise privat genutzte Pkw 
veräußert, unterliegt der gesamte Ver-
ä u ß e r u n g s g e w i n n 
(= Unterschiedsbetrag aus Buchwert 
und Veräußerungserlös) der Besteue-
rung. Der Bundesfinanzhof hat das 
jüngst bestätigt: Dass die tatsächlich 
für den Pkw beanspruchte Abschrei-

bung infolge der Besteuerung der Nut-
zungsentnahme bei wirtschaftlicher 
Betrachtung teilweise neutralisiert 
wird, rechtfertigt  
§ weder eine nur anteilige Berück-

sichtigung des Verkaufserlöses bei 
der Ermittlung des Veräußerungs-
gewinns 

§ noch eine gewinnmindernde Kor-
rektur des Veräußerungsgewinns in 
Höhe der auf die private Nutzung 
entfallenden Abschreibung. 

Beachten Sie 
Diese ungünstige Rechtsprechung 
steht nun auf dem Prüfstand beim 
Bundesverfassungsgericht. 
 

Veräußerungsgewinn für gemischt genutzten Pkw voll steuerpflichtig? 

Fast jeder Betriebsinhaber nutzt einen 
dem Betriebsvermögen zugeordneten 
Pkw zum Teil privat. Wird der Pkw 
verkauft, muss der komplette Veräuße-
rungsgewinn versteuert werden  
– und zwar auch für den privat ge-
nutzten Anteil. Hierzu ist aber nun 
eine Verfassungsbeschwerde beim 
Bundesverfassungsgericht anhängig. 
Nutzen Unternehmer einen Pkw zu 
mindestens 10 % für betriebliche 
Zwecke, dann haben sie die Wahl: Sie 
können den Pkw als gewillkürtes Be-
triebsvermögen oder als Privatvermö-
gen behandeln. Wird der Pkw zu 
mehr als 50 % betrieblich genutzt, 
handelt es sich zwangsläufig in vollem 

Umsatzsteuerzahler 

§ Der Antrag ist elektronisch über 
das BZStOnline-Portal (BOP) beim 
BZSt einzureichen. Papieranträge 
sind unzulässig. 

§ Der Vergütungsantrag ist binnen 
neun Monaten nach Ablauf des 
Kalenderjahrs zu stellen, in dem 
der Vergütungsanspruch entstan-
den ist – also bis zum 30. Septem-
ber. Für die Einhaltung dieser Frist 
genügt der rechtzeitige Eingang 
des Vergütungsantrags beim BZSt. 

§ Die beantragte Vergütung muss 
mindestens 400 EUR oder einen 
entsprechend in Landeswährung 
umgerechneten Wert betragen. Bei 
einem Vergütungszeitraum, der 
das Kalenderjahr oder der letzte 

Zeitraum des Kalenderjahrs ist, 
muss die beantragte Vergütung 
mindestens 50 EUR betragen. 

Das BZSt entscheidet über die Weiter-
leitung des Antrags an den Mitglied-
staat der Erstattung innerhalb von 15 
Tagen. Lehnt das BZSt nach Prüfung 
des Antrags die Weiterleitung ab, er-
hält der Antragsteller einen Bescheid 
an die im Antrag angegebene An-
schrift. 
Praxistipp 
Ob sich der administrative Aufwand 
lohnt, hängt sicherlich primär von der 
Höhe der gezahlten Vorsteuern ab. 
Weitere Einzelheiten erfahren Sie un-
ter www.iww.de/s6495.  

Vorsteuer-Vergütungsverfahren: Anträge sind bis zum 30.9.2022 zu 
stellen 
Wurden Unternehmer in 2021 im EU-
Ausland mit ausländischer Umsatz-
steuer belastet und möchten sie diese 
erstattet haben, muss der Antrag bis 
zum 30.9.2022 in elektronischer Form 
beim Bundeszentralamt für Steuern 
(BZSt) eingehen. 
Die EU-Mitgliedstaaten erstatten inlän-
dischen Unternehmern, die vorsteuer-
abzugsberechtigt sind, unter bestimm-
ten Voraussetzungen die dort gezahlte 
Umsatzsteuer. Ist der Unternehmer im 
Ausland für umsatzsteuerliche Zwecke 
nicht registriert, kann er die Vorsteuer-
beträge durch das Vorsteuer-
Vergütungsverfahren geltend machen.  
Folgende Voraussetzungen sind u. a. 
zu beachten: 



Umsatzsteuerzahler 

Seite 8  
Umsatzsteuerzahler  /  Arbeitgeber 

Im Streitfall ermittelte ein Steuerpflich-
tiger seinen gewerblichen Gewinn 
d u r c h  e i n e  E i n n a h m e n -
Überschussrechnung. Obwohl er die 
Umsatzsteuer für die Monate Mai bis  
Juli 2017 verspätet erst am 9.1.2018 
zahlte, machte er die Aufwendungen 
dennoch als Betriebsausgabe für das 
Streitjahr 2017 geltend.  
Das Finanzamt gewährte den Abzug 
in 2017 allerdings nicht, weil keine 
regelmäßig wiederkehrenden Ausga-
ben vorlagen. Denn die Umsatzsteuer 
sei nicht rund um die Jahreswende 
2017/2018, sondern weitaus früher 
fällig geworden. Einspruch und Klage 
hatten keinen Erfolg – und auch der 
Bundesfinanzhof wies die Revision 
zurück. 
Zwar handelt es sich – so die Begrün-
dung des Bundesfinanzhofs – bei Um-
satzsteuerzahlungen um regelmäßig 
wiederkehrende Ausgaben. Zudem 
hatte der Steuerpflichtige die dem 
Streitjahr 2017 wirtschaftlich zuzuord-
nende Umsatzsteuer auch innerhalb 
kurzer Zeit nach dem 31.12.2017 
gezahlt.  

Hinzukommen muss aber, dass die 
jeweilige Ausgabe kurze Zeit vor bzw. 
nach Ende des Jahres der wirtschaftli-
chen Zugehörigkeit fällig geworden 
ist. Dies folgt aus dem Zweck des  
§ 11 Einkommensteuergesetz (EStG), 
der eine Ausnahme des ansonsten für 
die Einnahmen-Überschussrechnung 
geltenden Zu- bzw. Abflussprinzips 
darstellt.  
Durch diese Regelung sollen Zufällig-
keiten vermieden werden, die bei 
strikter Anwendung des Zu- und Ab-
flussprinzips entstünden, würde man 
die Zahlung – je nach Zahlungszeit-
punkt – mal in dem einen oder mal in 
dem anderen Jahr berücksichtigen. 
Deswegen ist es notwendig, dass die 
Zahlung auch innerhalb des mit zehn 
Tagen festgelegten kurzen Zeitraums 
rund um den Jahreswechsel zahlbar – 
das heißt fällig – geworden ist. Ande-
renfalls könnten Nachzahlungen für 
bereits längst fällig gewordene Ver-
pflichtungen zu einem vom Zeitpunkt 
der Zahlung unabhängigen Betriebs-
ausgabenabzug führen.  

Gewinnermittlung: Zur zeitlichen Zuordnung von Umsatzsteuer-
Vorauszahlungen 
Nach einer Entscheidung des Bundes-
finanzhofs setzen regelmäßig wieder-
kehrende Einnahmen und Ausgaben 
im Sinne des Einkommensteuergeset-
zes voraus, dass sie kurze Zeit vor 
Beginn bzw. kurze Zeit nach Ende des 
Kalenderjahres ihrer wirtschaftlichen 
Zugehörigkeit nicht nur gezahlt, son-
dern auch fällig geworden sind. Dies 
ist insbesondere bei Umsatzsteuer-
Vorauszahlungen zu beachten. 
Hintergrund: Bei der Gewinnermitt-
l u n g  d u r c h  E i n n a h m e n -
Überschussrechnung sind Ausgaben 
grundsätzlich in dem Kalenderjahr 
anzusetzen, in dem sie geleistet wor-
den sind. Allerdings gelten regelmäßig 
wiederkehrende Ausgaben, die bei 
dem Steuerpflichtigen kurze Zeit vor 
Beginn oder kurze Zeit nach Beendi-
gung des Kalenderjahres, zu dem sie 
wirtschaftlich gehören, abgeflossen 
sind, als in diesem Kalenderjahr ge-
leistet.  
Beachten Sie  
Als kurze Zeit gilt ein Zeitraum von 
bis zu zehn Tagen.  
Sachverhalt 

(EStG) auf die Höhe der Aufwendun-
gen des Arbeitnehmers beschränkt. 
Für Juni, Juli und August 2022 wird es 
nicht beanstandet, wenn Zuschüsse 
des Arbeitgebers die Aufwendungen 
des Arbeitnehmers für Tickets für öf-
fentliche Verkehrsmittel im Kalender-
monat übersteigen, soweit die Zu-
schüsse die Aufwendungen bezogen 
auf das Jahr 2022 insgesamt nicht 
übersteigen (Jahresbetrachtung). Wer-
den für 2022 insgesamt höhere Zu-
schüsse gezahlt, als der Arbeitnehmer 
Aufwendungen hatte, ist der Diffe-
renzbetrag als steuerpflichtiger Ar-

beitslohn zu behandeln. 
Beachten Sie 
Die steuerfreien Arbeitgeberleistungen 
nach § 3 Nr. 15 EStG mindern den als 
Entfernungspauschale abziehbaren 
Betrag und sind vom Arbeitgeber zu 
bescheinigen.  

9-EUR-Ticket: Lohnsteuerliche Behandlung von Zuschüssen  
des Arbeitgebers 
Das Bundesfinanzministerium hat sich 
dazu geäußert, wie Zuschüsse des 
Arbeitgebers zu den Aufwendungen 
des Arbeitnehmers für den öffentli-
chen Personennahverkehr während 
der Gültigkeitsdauer des 9-EUR-
Tickets lohnsteuerlich zu behandeln 
sind. 
Zuschüsse, die Arbeitgeber ihren Ar-
beitnehmern zusätzlich zum ohnehin 
geschuldeten Arbeitslohn zu deren 
Aufwendungen für Tickets für öffentli-
che Verkehrsmittel gewähren, sind 
hinsichtlich der Steuerbefreiung nach 
§ 3 Nr. 15 Einkommensteuergesetz 

¢ Wagner und Partner mbB 
Steuerberater 

Arbeitgeber 
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des Arbeitgebers, eines verbundenen 
Unternehmens (§ 15 Aktiengesetz) 
oder eines vom Arbeitgeber bestimm-
ten Dritten, der der Arbeitnehmer dau-
erhaft zugeordnet ist. 
Die Zuordnung erfolgt vorrangig an-
hand der dienst- oder arbeitsrechtli-
chen Festlegungen sowie die diese 
ausfüllenden Absprachen und Wei-
sungen durch den Arbeitgeber. 
Typische Fälle einer dauerhaften Zu-
ordnung sind in § 9 Abs. 4 S. 3 EStG 
aufgeführt: 
§ unbefristetes Tätigwerden, 
§ Tätigwerden für die Dauer des 

Dienstverhältnisses, 
§ Tätigkeit über einen Zeitraum von 

mehr als 48 Monaten. 
Fehlt eine solche dienst- oder arbeits-
rechtliche Festlegung auf eine Tätig-
keitsstätte oder ist sie nicht eindeutig, 
ist erste Tätigkeitsstätte die betriebli-
che Einrichtung, an der der Arbeitneh-
mer dauerhaft 
§ typischerweise arbeitstäglich oder 
§ je Arbeitswoche zwei volle Ar-

beitstage oder mindestens ein Drit-
tel seiner vereinbarten regelmäßi-
gen Arbeitszeit tätig werden soll. 

Entscheidung 
Die Niederlassung stellt auch dann 
keine erste Tätigkeitsstätte für den 
Bauleiter dar, wenn 
§ er einem Gruppenleiter dieser Nie-

derlassung zugewiesen ist, 

§ er ca. einmal wöchentlich an einer 
Arbeitsberatung sowie 

§ einige Mal im Kalenderjahr an 
sonstigen Besprechungen in dieser 
Niederlassung teilnimmt und 

§ dem Bauleiter zwar ein Büro in 
dieser Niederlassung zur Verfü-
gung steht, er jedoch tatsächlich 
den größeren Teil der Schreibtisch-
arbeiten außerhalb dieses Büros 
erledigt. 

Hat ein Arbeitnehmer keine erste Tä-
tigkeitsstätte, kommt es für die Gel-
tendmachung von Verpflegungsmehr-
aufwand nur darauf an, ob er ohne 
Übernachtung jeweils mehr als  
acht Stunden von seiner Wohnung 
entfernt war. 
Merke 
Auf die Dreimonatsfrist – Verpfle-
gungspauschalen sind auf die ersten 
drei Monate einer längerfristigen be-
ruflichen Tätigkeit an derselben Tätig-
keitsstätte beschränkt – kommt es nur 
an, wenn der Steuerpflichtige an der-
selben Tätigkeitsstelle längerfristig 
tätig wird, und zwar an mindestens 
drei Tagen pro Woche. Das trifft je-
doch bei einem Bauleiter nicht zu, 
wenn er die Arbeiten auf mehreren 
Baustellen zeitgleich leitet und damit 
typischerweise von Baustelle zu Bau-
stelle fährt.  

Zur ersten Tätigkeitsstätte bei einem angestellten Bauleiter 

Wird eine Niederlassung eines inter-
national tätigen Bauunternehmens im 
Arbeitsvertrag eines Bauleiters als 
„Einstellungsort” bezeichnet, so ist 
allein deswegen nicht von einer dau-
erhaften Zuordnung durch den Arbeit-
geber zu dieser Niederlassung auszu-
gehen. Die Niederlassung stellt nach 
Ansicht des Finanzgerichts Mecklen-
burg-Vorpommern in diesen Fällen 
also keine erste Tätigkeitsstätte für den 
Bauleiter dar. Gegen diese Entschei-
dung ist die Revision anhängig. 
Hintergrund 
Je nachdem, ob es sich beim Tätig-
keitsort um eine erste Tätigkeitsstätte 
oder um eine Auswärtstätigkeit han-
delt, hat das u. a. folgende steuerliche 
Konsequenzen: 
Erste Tätigkeitsstätte: 
§ Entfernungspauschale (0,30 EUR je 

Entfernungskilometer zwischen 
Wohnung und erster Tätigkeitsstät-
te; ab dem 21. Kilometer: 0,38 
EUR) 

§ grundsätzlich keine Verpflegungs-
pauschale 

Auswärtstätigkeit: 
§ „Dienstreisepauschale“ (0,30 EUR 

je gefahrenen Kilometer) 
§ grundsätzlich Verpflegungspau-

schale je nach Abwesenheitszeiten 
Nach § 9 Abs. 4 S. 1 Einkommensteu-
ergesetz (EStG) ist erste Tätigkeitsstätte 
die ortsfeste betriebliche Einrichtung 

¢ Wagner und Partner mbB 
Steuerberater 

ders – und zwar zu Recht, wie nun 
das Landessozialgericht Bayern 
(Beschluss vom 28.2.2022, Az. L 7 BA 
1/22 B ER) entschieden hat. Denn 
nach einer Entscheidung des Bundes-
arbeitsgerichts (25.5.2016, Az. 5 AZR 

135/16) ist der Mindestlohn nach der 
Entgeltleistung in Form von Geld zu 
berechnen. Sachbezüge bleiben au-
ßen vor. 

Sachbezüge bleiben bei der Berechnung des gesetzlichen Mindest-
lohns außen vor 
Ein Gastronom hatte seinen Arbeitneh-
mern freie Unterkunft und Verpfle-
gung gewährt und diese Leistungen als 
geldwerte Vorteile auf den gesetzli-
chen Mindestlohn angerechnet. Ein 
Betriebsprüfer sah das allerdings an-

Arbeitgeber 
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Keine Werbungskosten: Umschulungskosten nach Erwerbstätigkeit  
ohne Berufsausbildung 

auch in einer solchen Konstellation. 
Zum Hintergrund: Da während einer 
Umschulung oft keine bzw. nur gerin-
ge Einnahmen erzielt werden, führen 
Werbungskosten regelmäßig zu einem 
vortragsfähigen Verlust, der sich dann 
in den Jahren der Berufsausübung 
steuermindernd auswirkt. Demgegen-
über bleiben Sonderausgaben bei feh-
lenden Einkünften in demselben Jahr 
wirkungslos. Denn hier ist keine jah-
resübergreifende Verrechnung mög-
lich.  
Beachten Sie 
Der Bundesfinanzhof hat die vorge-
nannte Rechtsfrage durch die Zulas-

sung der Revision an sich gezogen. 
Dies könnte eine gewisse Hoffnung 
dahin gehend wecken, dass der Bun-
desfinanzhof auch Kosten für eine 
„Umschulung“ in derartigen Fällen als 
Werbungskosten beurteilen könnte. 
Betroffene Steuerbescheide sollten 
daher vorerst unbedingt offengehalten 
werden. 
 

Der Werbungskostenabzug für Erstaus-
bildungskosten ist ausgeschlossen. 
Hier bleibt nur der beschränkte Son-
derausgabenabzug bis zu 6.000 EUR 
im Kalenderjahr. Zudem ist in der 
Rechtsprechung geklärt, dass Umschu-
lungskosten nach erfolgter Erstausbil-
dung als Fortbildungskosten zum Wer-
bungskostenabzug zuzulassen sind. 
Doch was ist mit Umschulungskosten, 
die nach langjähriger und eigenständi-
ger Erwerbstätigkeit entstehen, wenn 
für diese Erwerbstätigkeit keine forma-
lisierte Berufsausbildung existiert? Für 
das Finanzgericht Niedersachsen greift 
das Werbungskostenabzugsverbot 

Wir weisen darauf hin, dass die Informationen weder eine rechtliche, betriebswirtschaftliche, steuerliche noch eine 
sonstige fachliche Auskunft oder Empfehlung darstellen. Die Darstellungen können eine individuelle einzelfall-
bezogene Beratung nicht ersetzen. Die Zeitschrift wurde mit der gebotenen Sorgfalt bearbeitet. Eine Gewähr für 
Aktualität, Richtigkeit oder Vollständigkeit wird nicht übernommen. 

Stand der Informationen: August 2022 


